
Stand: 26.07.2026 06:58:19

Vorgangsmappe für die Drucksache 19/11366

"Wirksame Bekämpfung digitaler Gewalt gegen Frauen und Mädchen"

Vorgangsverlauf:

1. Initiativdrucksache 19/11366 vom 27.03.2026

2. Beschlussempfehlung mit Bericht 19/11846 des SO vom 16.04.2026

3. Beschluss des Plenums 19/12076 vom 21.05.2026

4. Plenarprotokoll Nr. 80 vom 21.05.2026



 

19. Wahlperiode 27.03.2026  Drucksache 19/11366 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Ausschüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de - Dokumente abrufbar. Die aktuelle 
Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de – Aktuelles/Sitzungen zur Verfügung. 

 

Antrag 

der Abgeordneten Holger Grießhammer, Dr. Simone Strohmayr, Doris Rauscher, 
Nicole Bäumler, Martina Fehlner, Christiane Feichtmeier, Sabine Gross, Ruth 
Müller, Anna Rasehorn, Ruth Waldmann, Katja Weitzel, Volkmar Halbleib, Markus 
Rinderspacher, Arif Taşdelen, Horst Arnold, Florian von Brunn, Harry 
Scheuenstuhl und Fraktion (SPD) 

Wirksame Bekämpfung digitaler Gewalt gegen Frauen und Mädchen  

Der Landtag wolle beschließen: 

Der Landtag stellt fest: 

─ Cyberkriminalität und digitale Gewalt treffen zunehmend Frauen und Mädchen, so-
wohl in der digitalen Öffentlichkeit als auch im persönlichen Lebensumfeld. Dazu 
gehören digitale Nachstellung, Cyberstalking, die Verbreitung intimer Aufnahmen 
ohne Zustimmung, der Einsatz von Stalkerware und Tracking-Geräten, sexuali-
sierte Deepfakes sowie die Verstärkung häuslicher Gewalt durch digitale Überwa-
chung.  

─ Die Folgen für Betroffene reichen von psychischen Belastungen, starken Ängsten 
und sozialer Isolation bis hin zu erheblichen Einschränkungen in Beruf und öffentli-
chem Leben. Die rasante technologische Entwicklung verlangt umfassende präven-
tive und strafrechtliche Maßnahmen auf Landes- und Bundesebene. 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, die Bekämpfung digitaler Gewalt gegen Frauen 
und Mädchen als Querschnittsaufgabe in allen relevanten Ressorts zu verankern und 
folgende Maßnahmen umzusetzen: 

1. Gewaltschutzstrukturen stärken 

─ Gewaltschutz- und Beratungsstellen in Bayern, darunter Frauenhäuser, Gewalt-
hilfestellen und Interventionsstellen, sollen so ausgestattet werden, dass sie di-
gitale Gewaltformen systematisch und kritisch begleiten und Gegenstrategien 
entwickeln können. Dafür werden zusätzliche Fachstellen geschaffen, die sich 
auf die Beratung zu digitaler Gewalt spezialisieren. 

─ Die Einrichtungen sollen digitale Gefahrenanalysen durchführen und Sicher-
heitsmaßnahmen wie digitale Trennung oder Kontensperrungen umsetzen kön-
nen. Für Betroffene, deren Geräte durch digitale Gewalt kompromittiert wurden, 
werden Ersatzgeräte (z. B. sichere Handys, SIM-Karten) bereitgestellt, um die 
Kontrolle über Kommunikation, Daten und Identität wiederherzustellen. 

─ Fachkräfte in Frauenhäusern, Beratungs- und Interventionsstellen sowie in 
staatlichen Einrichtungen, die mit Gewaltopfern arbeiten, erhalten regelmäßige 
Schulungen zu digitaler Gewalt. Schwerpunkte sind Cyberstalking, digitale 
Überwachung, rechtliche und technische Maßnahmen sowie intersektionale 
und geschlechtssensible Ansätze. 

─ Der Schutz vor digitaler Gewalt wird bei der Umsetzung des Gewalthilfegeset-
zes in Bayern mit verankert. Rechtsansprüche auf Schutz und Beratung bei di-
gitaler Gewalt sollen gesetzlich geregelt werden. 
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2. Polizei und Justiz für effektivere Strafverfolgung stärken 

─ Die Bayerische Polizei und die Staatsanwaltschaften werden mit moderner, 
spezialisierter Software ausgestattet, um Deepfakes und KI-basierte Kriminali-
tät zu erkennen.  

─ Fälle von KI-Kriminalität und Deepfakes müssen gesondert in der polizeilichen 
Kriminalstatistik erfasst werden, um das Ausmaß dieser Delikte sichtbar zu ma-
chen und politische Maßnahmen auf belastbare Daten zu stützen. Deshalb wird 
die Staatsregierung aufgefordert, sich auf Bundesebene dafür einzusetzen, 
dass in der Polizeilichen Kriminalstatistik (PKS) die Delikte konkret abgebildet 
werden. Die Erfassung der in Betracht kommenden Delikte erfolgt bislang ledig-
lich unter dem Merker „Begehungsweise – Tatmittel Internet und/oder IT-Ge-
räte“. 

─ Polizistinnen und Polizisten erhalten Schulungen zu den Formen und Dimensi-
onen digitaler Gewalt, um Betroffene sensibel zu behandeln und Fälle gezielt 
zu dokumentieren und zu analysieren. 

─ Staatsanwältinnen und Staatsanwälte werden verpflichtet, sich zu digitalen Ge-
waltformen fortzubilden, insbesondere bei geschlechtsspezifischer Gewalt. 
Mehr Personal in der Justiz soll sicherstellen, dass Verfahren zu digitaler Gewalt 
schneller abgeschlossen werden. 

─ Es werden flächendeckend Schwerpunktstaatsanwaltschaften verstärkt, die 
sich speziell auf Straftaten im Zusammenhang mit digitaler Gewalt konzentrie-
ren. 

3. Bildung, Prävention und Lehrerbildung 

─ Die Vermittlung von Digitalkompetenz, Medienkompetenz und die Aufklärung 
über geschlechtsspezifische digitale Gewalt werden in den Lehr- und Bildungs-
plänen für Schulen aller Schularten, in Kindertageseinrichtungen und in der of-
fenen Kinder- und Jugendarbeit systematisch verankert. Schwerpunktthemen 
sind Cybergrooming, die Gefahren nicht einvernehmlicher Aufnahme und Ver-
breitung von Bild- und Videoaufnahmen sowie die Bedeutung der Souveränität 
über eigene Daten und sexualisierte Selbstbestimmung. 

─ Lehrkräfte, pädagogische Fachkräfte in Kindertagesstätten und Schulen sowie 
Schulsozialarbeitende erhalten verpflichtende, regelmäßige Fortbildungen zum 
Umgang mit digitaler Gewalt, insbesondere zum Erkennen von Gefahren, zur 
Intervention und zur Weiterleitung an geeignete Hilfsstrukturen. 

─ Die Inhalte der Bildungs- und Fortbildungsprogramme werden in die Curricula 
der Lehrerkräftebildung an Hochschulen sowie in die Fortbildung der Lehrerak-
ademien Bayern integriert, um die Kompetenz im Umgang mit digitaler Gewalt 
über die gesamte Lehrer- und pädagogische Biografie hinweg zu sichern. 

─ Für Mitarbeitende der Jugendarbeit sollen entsprechende Fortbildungsange-
bote und Informationsmaterialien angeboten bzw. zur Verfügung gestellt wer-
den. 

4. Digitales Gewaltschutzgesetz unterstützen 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, sich auf Bundesebene für die von Bundes-
ministerin der Justiz und für Verbraucherschutz Dr. Stefanie Hubig vorgeschlage-
nen Maßnahmen zur Bekämpfung digitaler Gewalt einzusetzen, insbesondere für 
ein Digitales Gewaltschutzgesetz. 

─ Dieses Gesetz soll die Herstellung und Verbreitung sexualisierter, KI-generier-
ter Inhalte (Deepfakes), die Personen ohne deren Zustimmung bloßstellen, un-
ter Strafe stellen. Plattformen sollen verpflichtet werden, solche Inhalte und ent-
sprechende Apps zu entfernen.  

─ Straftatbestände wie digitaler Voyeurismus, Stalking mit Tracking-Geräten im 
Kontext häuslicher Gewalt sowie richterlich angeordnete Accountsperren für Tä-
terinnen und Täter, die massiv Persönlichkeitsrechte verletzen, müssen einge-
führt oder verschärft werden. 
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─ Die Rechte von Betroffenen im digitalen Raum sollen gestärkt werden, etwa 
durch verbesserte Auskunfts- und Durchsetzungsrechte gegenüber Online-
Dienstanbietern. 

 

 

Begründung: 

Cyberkriminalität und digitale Gewalt sind keine Randerscheinungen, sondern ein struk-
turelles Problem geschlechtsspezifischer Gewalt, das Frauen und Mädchen überpro-
portional betrifft. Laut dem aktuellen Bundeslagebild „Gewalt gegen Frauen“ stieg die 
Zahl der polizeilich erfassten Fälle digitaler Gewalt gegen Frauen und Mädchen in den 
letzten Jahren deutlich an. Allein 2024 wurden 18 224 weibliche Opfer von Cyberstal-
king, digitaler Belästigung und der Verbreitung intimer Bilder registriert. Besonders be-
troffen sind junge Menschen, vor allem Mädchen und junge Frauen, die erstmals eigen-
ständig den digitalen Raum nutzen.  

Digitale Gewalt dringt zunehmend aus dem öffentlichen Netz in den direkten Lebens- 
und Beziehungskontext der Betroffenen ein. Cyberstalking, Stalkerware und digitale 
Überwachung gehen meist von Personen aus dem nahen sozialen Umfeld aus und ver-
stärken häusliche sowie partnerschaftliche Gewalt. Die Folgen sind gravierend: psychi-
sche Belastungen, Angst, soziale Isolation, Arbeitsausfälle und der Rückzug aus öffent-
lichem Leben, Politik und Medien.  

Bedrohlich zeigt sich digitale Gewalt bereits im Kindes- und Jugendalter. Kinder und 
Jugendliche nutzen Medien früh und häufig. Sie sind dabei betroffen von Cybermob-
bing, Cybergrooming, ungewollter Verbreitung von Bild- und Videomaterial sowie von 
geschlechtsspezifischer Belästigung im Netz gefährdet. Betroffene berichten von Angst, 
Scham, Isolation und sozialem Ausschluss. Die Prävention und frühe Intervention in 
Schulen, Kitas und der Jugendhilfe sind daher zentrale Bausteine, um digitale Gewalt 
gegen Mädchen und Jungen zu verhindern und gefährdete Lebenssituationen rechtzei-
tig zu erkennen. 

Frauenhäuser, Hilfetelefone und Beratungsstellen berichten seit Jahren, dass immer 
mehr Frauen von digitaler Gewalt betroffen sind und Hilfe suchen. Fälle, in denen 
Stalkerware, Social-Media-Kontrolle, digitale Ortung und die Verbreitung intimer Auf-
nahmen die Situation der Betroffenen verschärfen oder eine Rückkehr ins partner-
schaftliche Umfeld unmöglich machen, nehmen deutlich zu. Im Frauenschutzsystem 
zeigt sich, dass digitale Gewalt oft mit analoger Gewalt einhergeht und die Betroffenen 
rund um die Uhr verfolgt fühlen lässt. Gleichzeitig kritisieren Frauenhäuser und Bera-
tungsstellen, dass ihre personelle und technische Ausstattung für den Umgang mit di-
gitaler Gewalt unzureichend ist. Die Fachkräfte beklagen fehlende Ressourcen für si-
chere Geräte, geschützte Kommunikationswege, digitale Beweissicherung und die Ein-
bindung von IT-Spezialistinnen. Auch mangelt es an Fortbildungen und Standards für 
den Umgang mit digitalen Delikten, was die Unterstützung der Betroffenen erschwert 
und verzögert.  

Aktuelle Fälle wie die öffentlich diskutierte Situation von Collien Fernandes zeigen, dass 
sexualisierte Deepfakes und KI-basierte Inhalte keine abstrakte Gefahr, sondern ein 
reales und massiv verletzendes Straftatenfeld darstellen. Bundesweit wächst daher die 
Forderung nach einem Digitalen Gewaltschutzgesetz, das strafrechtliche Lücken 
schließt und Betroffenen eine wirksame Rechtsdurchsetzung ermöglicht. Bundesminis-
terin der Justiz und für Verbraucherschutz Dr. Stefanie Hubig hat einen Gesetzentwurf 
angekündigt, der die Strafbarkeit von Deepfakes, die Verantwortung von Plattformen, 
verbesserte Auskunftsrechte und richterlich angeordnete Accountsperren umfasst.  

In Bayern, einem zentralen Standort für Bildung, Technologie und Medien, muss der 
Staat seine Schutzpflichten in diesem Bereich konsequent wahrnehmen. Doch aktuelle 
Anfragen zeigen, dass die bayerische Polizei weder über spezialisierte Werkzeuge zur 
Deepfake-Erkennung verfügt noch KI-basierte Delikte ausreichend in der Kriminalsta-
tistik erfasst. Das bestehende Gewalthilfesystem greift oft erst, wenn die Gewalt bereits 
schwerwiegende körperliche oder psychische Folgen hat. Zudem fehlt die explizite Ver-
ankerung digitaler Gewalt in der Gewalt- und Gleichstellungspolitik weitgehend.  
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Vor diesem Hintergrund ist die Staatsregierung gefordert, die Bekämpfung digitaler Ge-
walt gegen Frauen und Mädchen als Querschnittsaufgabe zu etablieren. Dazu gehören 
stärkere Gewaltschutzstrukturen, spezialisierte Polizei- und Justizarbeit, verbindliche 
Fortbildungen sowie eine ausreichende technische und personelle Ausstattung von 
Frauenhäusern, Beratungsstellen und Hilfetelefonen. Ergänzend sind präventive Maß-
nahmen in Bildung und Jugendarbeit sowie die aktive Unterstützung gesetzgeberischer 
Reformen auf Bundesebene notwendig. Nur so können Frauen und Mädchen in Bayern 
auch im digitalen Raum sicher, selbstbestimmt und ohne Angst vor Gewalt leben. 

Fallzahlen zu allen Phänomenen digitaler Gewalt lassen sich in der PKS nicht immer 
abbilden, da sich die Erfassung an Normen, nicht an Begehungsweisen orientiert. So 
wird beispielsweise Cyberstalking über den PKS-Schlüssel 232400 „Nachstellung (Stal-
king)“ in der Deliktskategorie „Nötigung, Bedrohung, Stalking“ ergänzt um die Begehung 
mittels Internet und/oder IT-Geräte erhoben. Cybergrooming wird über den PKS-
Schlüssel 131400 „Sexueller Missbrauch von Kindern – Einwirken auf Kinder ohne Kör-
perkontakt“ und Begehung mittels Internet und/oder IT-Geräte ausgewertet. 
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Beschlussempfehlung und Bericht 
des Ausschusses für Arbeit und Soziales, Jugend und Familie 

Antrag der Abgeordneten Holger Grießhammer, Dr. Simone Strohmayr, 
Doris Rauscher u.a. und Fraktion (SPD) 
Drs. 19/11366 

Wirksame Bekämpfung digitaler Gewalt gegen Frauen und Mädchen  

I. Beschlussempfehlung: 

Zustimmung mit der Maßgabe, dass der Absatz nach den ersten beiden Spiegel-
strichen folgende Fassung erhält: 

 

„Die Staatsregierung wird aufgefordert, dem Landtag über Maßnahmen zur Be-
kämpfung digitaler Gewalt gegen Frauen und Mädchen zu berichten und dabei auf 
folgende Punkte einzugehen:“  

Berichterstatterin: Doris Rauscher 
Mitberichterstatterin: Martina Gießübel 

II. Bericht: 

1. Der federführende Ausschuss hat den Antrag in seiner 40. Sitzung am  
16. April 2026 beraten und e i n s t i mmi g  mit der in I. enthaltenen Änderung 
Zustimmung empfohlen. 

Doris Rauscher 
Vorsitzende 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und beschlossen: 

Antrag der Abgeordneten Holger Grießhammer, Dr. Simone Strohmayr, Doris 
Rauscher, Nicole Bäumler, Martina Fehlner, Christiane Feichtmeier, Sabine 
Gross, Ruth Müller, Anna Rasehorn, Ruth Waldmann, Katja Weitzel, Volkmar 
Halbleib, Markus Rinderspacher, Arif Taşdelen, Horst Arnold, Florian von Brunn, 
Harry Scheuenstuhl und Fraktion (SPD) 

Drs. 19/11366, 19/11846 

Wirksame Bekämpfung digitaler Gewalt gegen Frauen und Mädchen  

Der Landtag stellt fest: 

─ Cyberkriminalität und digitale Gewalt treffen zunehmend Frauen und Mädchen, so-
wohl in der digitalen Öffentlichkeit als auch im persönlichen Lebensumfeld. Dazu 
gehören digitale Nachstellung, Cyberstalking, die Verbreitung intimer Aufnahmen 
ohne Zustimmung, der Einsatz von Stalkerware und Tracking-Geräten, sexuali-
sierte Deepfakes sowie die Verstärkung häuslicher Gewalt durch digitale Überwa-
chung.  

─ Die Folgen für Betroffene reichen von psychischen Belastungen, starken Ängsten 
und sozialer Isolation bis hin zu erheblichen Einschränkungen in Beruf und öffentli-
chem Leben. Die rasante technologische Entwicklung verlangt umfassende präven-
tive und strafrechtliche Maßnahmen auf Landes- und Bundesebene. 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, dem Landtag über Maßnahmen zur Bekämpfung 
digitaler Gewalt gegen Frauen und Mädchen zu berichten und dabei auf folgende 
Punkte einzugehen: 

1. Gewaltschutzstrukturen stärken 

─ Gewaltschutz- und Beratungsstellen in Bayern, darunter Frauenhäuser, Gewalt-
hilfestellen und Interventionsstellen, sollen so ausgestattet werden, dass sie di-
gitale Gewaltformen systematisch und kritisch begleiten und Gegenstrategien 
entwickeln können. Dafür werden zusätzliche Fachstellen geschaffen, die sich 
auf die Beratung zu digitaler Gewalt spezialisieren. 

─ Die Einrichtungen sollen digitale Gefahrenanalysen durchführen und Sicher-
heitsmaßnahmen wie digitale Trennung oder Kontensperrungen umsetzen kön-
nen. Für Betroffene, deren Geräte durch digitale Gewalt kompromittiert wurden, 
werden Ersatzgeräte (z. B. sichere Handys, SIM-Karten) bereitgestellt, um die 
Kontrolle über Kommunikation, Daten und Identität wiederherzustellen. 

─ Fachkräfte in Frauenhäusern, Beratungs- und Interventionsstellen sowie in 
staatlichen Einrichtungen, die mit Gewaltopfern arbeiten, erhalten regelmäßige 
Schulungen zu digitaler Gewalt. Schwerpunkte sind Cyberstalking, digitale 
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Überwachung, rechtliche und technische Maßnahmen sowie intersektionale 
und geschlechtssensible Ansätze. 

─ Der Schutz vor digitaler Gewalt wird bei der Umsetzung des Gewalthilfegeset-
zes in Bayern mit verankert. Rechtsansprüche auf Schutz und Beratung bei di-
gitaler Gewalt sollen gesetzlich geregelt werden. 

2. Polizei und Justiz für effektivere Strafverfolgung stärken 

─ Die Bayerische Polizei und die Staatsanwaltschaften werden mit moderner, 
spezialisierter Software ausgestattet, um Deepfakes und KI-basierte Kriminali-
tät zu erkennen.  

─ Fälle von KI-Kriminalität und Deepfakes müssen gesondert in der polizeilichen 
Kriminalstatistik erfasst werden, um das Ausmaß dieser Delikte sichtbar zu ma-
chen und politische Maßnahmen auf belastbare Daten zu stützen. Deshalb wird 
die Staatsregierung aufgefordert, sich auf Bundesebene dafür einzusetzen, 
dass in der Polizeilichen Kriminalstatistik (PKS) die Delikte konkret abgebildet 
werden. Die Erfassung der in Betracht kommenden Delikte erfolgt bislang ledig-
lich unter dem Merker „Begehungsweise – Tatmittel Internet und/oder IT-Ge-
räte“. 

─ Polizistinnen und Polizisten erhalten Schulungen zu den Formen und Dimensi-
onen digitaler Gewalt, um Betroffene sensibel zu behandeln und Fälle gezielt 
zu dokumentieren und zu analysieren. 

─ Staatsanwältinnen und Staatsanwälte werden verpflichtet, sich zu digitalen Ge-
waltformen fortzubilden, insbesondere bei geschlechtsspezifischer Gewalt. 
Mehr Personal in der Justiz soll sicherstellen, dass Verfahren zu digitaler Gewalt 
schneller abgeschlossen werden. 

─ Es werden flächendeckend Schwerpunktstaatsanwaltschaften verstärkt, die 
sich speziell auf Straftaten im Zusammenhang mit digitaler Gewalt konzentrie-
ren. 

3. Bildung, Prävention und Lehrerbildung 

─ Die Vermittlung von Digitalkompetenz, Medienkompetenz und die Aufklärung 
über geschlechtsspezifische digitale Gewalt werden in den Lehr- und Bildungs-
plänen für Schulen aller Schularten, in Kindertageseinrichtungen und in der of-
fenen Kinder- und Jugendarbeit systematisch verankert. Schwerpunktthemen 
sind Cybergrooming, die Gefahren nicht einvernehmlicher Aufnahme und Ver-
breitung von Bild- und Videoaufnahmen sowie die Bedeutung der Souveränität 
über eigene Daten und sexualisierte Selbstbestimmung. 

─ Lehrkräfte, pädagogische Fachkräfte in Kindertagesstätten und Schulen sowie 
Schulsozialarbeitende erhalten verpflichtende, regelmäßige Fortbildungen zum 
Umgang mit digitaler Gewalt, insbesondere zum Erkennen von Gefahren, zur 
Intervention und zur Weiterleitung an geeignete Hilfsstrukturen. 

─ Die Inhalte der Bildungs- und Fortbildungsprogramme werden in die Curricula 
der Lehrerkräftebildung an Hochschulen sowie in die Fortbildung der Lehrerak-
ademien Bayern integriert, um die Kompetenz im Umgang mit digitaler Gewalt 
über die gesamte Lehrer- und pädagogische Biografie hinweg zu sichern. 

─ Für Mitarbeitende der Jugendarbeit sollen entsprechende Fortbildungsange-
bote und Informationsmaterialien angeboten bzw. zur Verfügung gestellt wer-
den. 

4. Digitales Gewaltschutzgesetz unterstützen 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, sich auf Bundesebene für die von Bundes-
ministerin der Justiz und für Verbraucherschutz Dr. Stefanie Hubig vorgeschlage-
nen Maßnahmen zur Bekämpfung digitaler Gewalt einzusetzen, insbesondere für 
ein Digitales Gewaltschutzgesetz. 

─ Dieses Gesetz soll die Herstellung und Verbreitung sexualisierter, KI-generier-
ter Inhalte (Deepfakes), die Personen ohne deren Zustimmung bloßstellen, un-
ter Strafe stellen. Plattformen sollen verpflichtet werden, solche Inhalte und ent-
sprechende Apps zu entfernen.  
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─ Straftatbestände wie digitaler Voyeurismus, Stalking mit Tracking-Geräten im 
Kontext häuslicher Gewalt sowie richterlich angeordnete Accountsperren für Tä-
terinnen und Täter, die massiv Persönlichkeitsrechte verletzen, müssen einge-
führt oder verschärft werden. 

─ Die Rechte von Betroffenen im digitalen Raum sollen gestärkt werden, etwa 
durch verbesserte Auskunfts- und Durchsetzungsrechte gegenüber Online-
Dienstanbietern. 

 

 

Die Präsidentin  

I.V. 

Markus Rinderspacher 

V. Vizepräsident 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold



Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Ich rufe Tagesordnungspunkt 3 auf:

Abstimmung

über Anträge, die gem. § 59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht einzeln beraten 

werden (s. Anlage)

Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Frak­

tionen verweise ich auf die endgültige Abstimmliste.

(Siehe Anlage)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim­

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der endgültigen Abstimmliste einver­

standen ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind offensichtlich alle Fraktio­

nen. Gibt es einzelne Gegenstimmen? – Nein. Stimmenthaltungen? – Nein. Damit 

übernimmt der Landtag diese Voten.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich möchte noch darauf hinweisen, dass unter den 

Tagesordnungspunkten 5 und 6 wieder zwei Wahlen mit Namenskarte und Stimmzet­

tel stattfinden. Ich bitte Sie, Ihre Stimmkartentasche – soweit noch nicht geschehen – 

rechtzeitig aus Ihrem Postfach vor dem Plenarsaal abzuholen.

Protokollauszug
80. Plenum, 21.05.2026 Bayerischer Landtag – 19. Wahlperiode 1

descendant::redner[beitrag/@typ='Aufruf TOP']/@link


Beschlussempfehlungen der Ausschüsse, die der 
Abstimmung über die nicht einzeln zu beratenden Anträge 
zugrunde gelegt wurden (Tagesordnungspunkt 3) 
 
Es bedeuten: 
(E)  einstimmige Zustimmungsempfehlung des Ausschusses 
(G)  Zustimmungsempfehlung des Ausschusses mit Gegenstimmen 
(ENTH) Zustimmungsempfehlung des Ausschusses mit Enthaltungen 
  oder 
  Enthaltung einer Fraktion im Ausschuss 
(A)  Ablehnungsempfehlung des Ausschusses oder 
  Ablehnung einer Fraktion im Ausschuss 
(Z)  Zustimmung einer Fraktion im Ausschuss 
 

1. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Gülseren Demirel u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Menschenrechtslage im Iran ist inakzeptabel –  
und schließt Abschiebungen vorerst aus 
Drs. 19/9904, 19/11935 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z Z 

2. Antrag der Abgeordneten Holger Grießhammer, Volkmar Halbleib, 
Anna Rasehorn u.a. SPD 
Eigenen Handwerksfonds auflegen: Kapitalzugang für Betriebe sichern 
Drs. 19/10386, 19/11986 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für Wirtschaft, 
Landesentwicklung, Energie, Medien und Digitalisierung 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z Z 
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3. Antrag der Abgeordneten Florian Köhler, Oskar Lipp,  
Johannes Meier und Fraktion (AfD) 
„Bayerische Meisterstücke“ – KMU-gerechte Unterstützung 
geografischer Angaben handwerklicher  
und industrieller Erzeugnisse in Bayern 
Drs. 19/10408, 19/11989 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für Wirtschaft, 
Landesentwicklung, Energie, Medien und Digitalisierung 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z A A 

4. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Laura Weber u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Evaluation von HebaVaria-Projekt: Hebammen-Vermittlung  
für eine bessere Versorgung von Mutter und Kind 
Drs. 19/10790, 19/11980 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Gesundheit, Pflege und Prävention 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z A 

5. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Julia Post u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Tarifabschluss unverzüglich auf Beamtinnen und Beamte übertragen – 
keine verzögerte Auszahlung in Bayern  
Drs. 19/10793, 19/11984 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Fragen des öffentlichen Dienstes 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z Z Z 
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6. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Andreas Hanna-Krahl u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Schutzimpfungen retten (Kinder)Leben:  
Präventive Strukturen nicht ersatzlos aufgeben! 
Drs. 19/10797, 19/11981 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Gesundheit, Pflege und Prävention 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 

7. Antrag der Abgeordneten Volkmar Halbleib,  
Holger Grießhammer, Anna Rasehorn u.a. SPD 
Trennung von Amt und Partei in der Staatskanzlei 
Drs. 19/10798, 19/11936 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 

8. Antrag der Abgeordneten Roland Magerl, Elena Roon,  
Franz Schmid u.a. und Fraktion (AfD) 
Verlängerung Meisterbonusprogramm 
Drs. 19/11023, 19/11991 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für Wirtschaft, 
Landesentwicklung, Energie, Medien und Digitalisierung 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z A A 

9. Antrag der Abgeordneten Jörg Baumann, Richard Graupner, 
Florian Köhler u.a. und Fraktion (AfD) 
Schaffung einer neuen Rechtsgrundlage für Handyortungen  
und Observationen ausreisepflichtiger Ausländer im AufenthG 
Drs. 19/11024, 19/11937 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z A A 
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10. Antrag der Abgeordneten Florian Streibl, Felix Locke,  
Martin Scharf u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER), 
Thomas Huber, Prof. Dr. Winfried Bausback, Martina Gießübel u.a. CSU 
Hinzuverdienstgrenze für die Hinterbliebenenrente abschaffen 
Drs. 19/11042, 19/11845 (ENTH) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Arbeit und Soziales, Jugend und Familie 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z ENTH ENTH 

11. Antrag der Abgeordneten Rene Dierkes, Martin Böhm,  
Dieter Arnold u.a. und Fraktion (AfD) 
Fachliche und finanzielle Mitwirkung im sogenannten Weltklimarat 
(Intergovernmental Panel on Climate Change, kurz: IPCC) einstellen – 
nationale Politikberatung zu Klimathemen einrichten 
Drs. 19/11076, 19/11996 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z A A 

12. Antrag der Abgeordneten Markus Rinderspacher,  
Holger Grießhammer, Volkmar Halbleib u.a. SPD 
40 Jahre nach Tschernobyl: Bericht im EU-Ausschuss: 
Bedeutungsverlust der Atomkraft weltweit – Daten und Fakten 
Drs. 19/11099, 19/11860 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für Bundes- und 
Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z Z 
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13. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Andreas Hanna-Krahl u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Kindern und Familien mit fetalen Alkoholspektrumstörung (FASD) 
bessere Chancen im Leben geben! 
Drs. 19/11154, 19/11982 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Gesundheit, Pflege und Prävention 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z Z 

14. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Toni Schuberl u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Strafverfolgungspraxis im Bereich der Politikerbeleidigung  
und anderer demokratiegefährdender Straftaten in Bayern 
Drs. 19/11156, 19/11939 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 

15. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Laura Weber u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Gesundheit der Beschäftigten am Flughafen München besser schützen: 
Belastung durch Ultrafeinstaub in den Blick nehmen! 
Drs. 19/11159, 19/11983 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 

16. Antrag der Abgeordneten Klaus Holetschek, Michael Hofmann, 
Prof. Dr. Winfried Bausback u.a. und Fraktion (CSU), 
Florian Streibl, Felix Locke, Susann Enders u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Kein „klick und krank“: Digitale Krankschreibungen stärker regulieren – 
hausärztliche Versorgung stärken 
Drs. 19/11166, 19/11985 (ENTH) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Gesundheit, Pflege und Prävention 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z ENTH Z 
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17. Antrag der Abgeordneten Dr. Ute Eiling-Hütig, Holger Dremel, 
Wolfgang Fackler u.a. CSU, 
Florian Streibl, Felix Locke, Dr. Martin Brunnhuber u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Gesellschaftliche Resilienz stärken – Krisenvorsorge  
und Bevölkerungsschutz im Schulalltag verankern 
Drs. 19/11168, 19/12000 (ENTH) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bildung und Kultus 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z ENTH 

18. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Christian Hierneis u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Belastung der Menschen in der Flughafenregion durch Ultrafeinstaub 
reduzieren: Anreizprogramm für schwefelarmes Kerosin aufsetzen!  
Drs. 19/11188, 19/11978 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 

19. Antrag der Abgeordneten Gerd Mannes, Harald Meußgeier, 
Christin Gmelch und Fraktion (AfD) 
Ehrlicher Verbraucherschutz statt neuer Belastungen aus Brüssel:  
„Fit for 55“ aussetzen, Bezahlbarkeit sichern, Krisenvorsorge stärken! 
Drs. 19/11189, 19/11861 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für Bundes- und 
Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z A A 

20. Antrag der Abgeordneten Gerd Mannes, Harald Meußgeier, 
Christin Gmelch und Fraktion (AfD) 
Industrie, Arbeitsplätze und Wohlstand in Bayern erhalten – 
Europäischen Emissionshandel sofort abschaffen 
Drs. 19/11190, 19/11862 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für Bundes- und 
Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z A A 
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21. Antrag der Abgeordneten Florian Streibl, Felix Locke, 
Dr. Martin Brunnhuber u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Stärkung der Medienethik im LehrplanPLUS der Mittelschule 
Drs. 19/11191, 19/12001 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bildung und Kultus 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 

22. Antrag der Abgeordneten Roland Magerl, Elena Roon,  
Franz Schmid u.a. und Fraktion (AfD) 
Hebammenhilfe nach Fehlgeburten stärker in das  
Hilfesystem integrieren! 
Drs. 19/11208, 19/11987 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Gesundheit, Pflege und Prävention 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z A A 

23. Antrag der Abgeordneten Florian Streibl, Felix Locke,  
Gabi Schmidt u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Bundesprogramm „Respekt Coaches“ dauerhaft fortführen 
Drs. 19/11209, 19/12002 (G) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bildung und Kultus 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 
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24. Antrag der Abgeordneten Alexander Flierl,  
Tanja Schorer-Dremel, Volker Bauer u.a. CSU, 
Florian Streibl, Felix Locke, Marina Jakob u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Schutz von Kleintieren vor Verletzungen durch Mähroboter –  
Aufklärung intensivieren und Partner aktiv einbinden 
Drs. 19/11302, 19/11842 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Umwelt und Verbraucherschutz 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 

25. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Patrick Friedl u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Bericht zur Umsetzung der Europäischen Wasserrahmenrichtlinie  
in Bayern 
Drs. 19/11316, 19/11843 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Umwelt und Verbraucherschutz 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A ENTH Z Z 

26. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Christian Hierneis u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Berge schützen, Natur bewahren:  
Sofortvollzug beim Scheidtobelbahn-Projekt jetzt stoppen! 
Drs. 19/11319, 19/11844 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Umwelt und Verbraucherschutz 
 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z Z 
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27. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Paul Knoblach u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Versorgung psychisch erkrankter Menschen sicherstellen 
Drs. 19/11336, 19/11988 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Gesundheit, Pflege und Prävention 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z Z Z 

28. Antrag der Abgeordneten Holger Grießhammer,  
Dr. Simone Strohmayr, Doris Rauscher u.a. und Fraktion (SPD) 
Wirksame Bekämpfung digitaler Gewalt gegen Frauen und Mädchen  
Drs. 19/11366, 19/11846 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Arbeit und Soziales, Jugend und Familie 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 

29. Antrag der Abgeordneten Doris Rauscher,  
Holger Grießhammer, Volkmar Halbleib u.a. SPD 
Gebärdensprachverbot in bayerischen Schulen  
durch ein Fachgespräch aufarbeiten 
Drs. 19/11388, 19/11847 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Arbeit und Soziales, Jugend und Familie 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 
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30. Antrag der Abgeordneten Thomas Huber,  
Prof. Dr. Winfried Bausback, Martina Gießübel u.a. CSU, 
Florian Streibl, Felix Locke, Tobias Beck u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Verwaltung entbürokratisieren IV:  
Künstliche Intelligenz für eine bürgerfreundliche Verwaltung 
Drs. 19/11391, 19/11992 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für Wirtschaft, 
Landesentwicklung, Energie, Medien und Digitalisierung 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 

31. Antrag der Abgeordneten Roland Magerl, Andreas Winhart, 
Matthias Vogler u.a. und Fraktion (AfD) 
Psychotherapeutische Versorgung sichern –  
bedarfsgerechte Finanzierung gewährleisten 
Drs. 19/11393, 19/11990 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Gesundheit, Pflege und Prävention 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z A A 

32. Antrag der Abgeordneten Doris Rauscher,  
Holger Grießhammer, Volkmar Halbleib u.a. SPD 
Anhörung zur BayKiBiG-Reform: Qualität sichern,  
Finanzierung verlässlich gestalten, Familien entlasten 
Drs. 19/11813, 19/11976 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Arbeit und Soziales, Jugend und Familie 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 
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